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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: § 12 des Straßenverkehrsgesetzes 

Bezug; Kleine Anfrage der Abgeordneten Müller (Berlin), 
Böhme (Hildesheim), Stingl, Diebäcker, Dr. Imle, 
Dr. Löbe und Genossen 
— Drucksache IV/1693 — , 


Namens der Bundesregierung beantworte ich die vorbezeich- 
nete Kleine Anfrage wie folgt: 

Zu 1. 

Ja 

Zu 2. und 3. 

Die Bundesregierung hält eine Erhöhung der in § 12 des Stra- 
ßenverkehrsgesetzes in der Fassung des Gesetzes vom 16. Ju- 
li 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 710) vorgesehenen Haftungshöchst- 
beträge für erforderlich. Zur Vermeidung von Mißverständnis- 
sen wird bemerkt, daß diese lediglich im Falle einer auf den 
Vorschriften des Straßenverkehrsgesetzes beruhenden Gefähr- 
dungshaftung, nicht auch im Falle einer Haftung nach den all- 
gemeinen Vorschriften über unerlaubte Handlungen eingreifen. 
In dem Referentenentwurf eines Gesetzes zur Änderung und 
Ergänzung schadensersatzrechtlicher Vorschriften, auf den sich 
die Bundesregierung bereits in ihrer Antwort auf die Kleine 
Anfrage betreffend Modernisierung des Haftungsrechts 
— Drucksachen IV/1469, IV/1479 — bezogen hat, ist eine Erhö- 
hung in folgender Weise in Aussicht genommen: 

Im Falle der Tötung oder Verletzung einer einzelnen Person 
soll an die Stelle eines Kapitalbetrages von 50 000 DM oder 
einer Jahresrente von 3000 DM ein Kapitalbetrag von 
120 000 DM oder eine Jahresrente von 7200 DM treten; 

im Falle der Tötung oder Verletzung mehrerer Personen soll 
an die Stelle eines Kapitalbetrages von 150 000 DM oder eines 
Rentenbetrages von jährlich 9000 DM ein Kapitalbetrag von 
250 000 DM oder ein Rentenbetrag von 15 000 DM jährlich 
treten. 
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Eine Anhebung der für Sachschäden vorgesehenen Höchst- 
grenze von 10 000 DM ist in dem Entwurf bisher nicht vorge- 
sehen, wird jedoch von der Bundesregierung für erwünscht ge- 
halten. 

Die Einführung entsprechender Vorschriften wird dadurch er- 
leichtert werden, daß im Rahmen einer umfassenden Novellie- 
rung der Vorschriften über die Pflichthaftpflichtversicherung 
für Kraftfahrzeuge anstelle der bisherigen Mindestversiche- 
rungssumme von 100 000 DM für Personenschäden eine solche 
von 250 000 DM und anstelle der Mindestversicherungssumme 
von 10 000 DM für Sachschäden eine solche von 50 000 DM in 
Aussicht genommen ist; ein diese Frage behandelnder Gesetz- 
entwurf, der zugleich der Ratifizierung des Europäischen Über- 
einkommens vom 20. April 1959 über die obligatorische Haft- 
pflichtversicherung für Kraftfahrzeuge dient, wird den gesetz- 
gebenden Körperschaften voraussichtlich zu Beginn des neuen 
Jahres zugeleitet werden. 

Zu 4. 

Die Bundesregierung versteht die Frage dahin, ob eine An- 
hebung der Haftungshöchstbeträge nach dem Straßenverkehrs- 
gesetz Einfluß auf die Höhe der Versicherungsprämien in der 
Haftpflichtversicherung für Kraftfahrzeuge zur Folge haben 
würde. Nach dem Ergebnis der bisherigen Erörterungen kann 
angenommen werden, daß eine solche Anhebung der Haftungs- 
höchstbeträge, wenn allgemein die Mindestversicherungssum- 
men innerhalb der in dem Gesetzentwurf vorgesehenen Gren- 
zen erhöht werden, zu einer Erhöhung der Prämien, die bisher 
für eine Deckungssumme von 250 000 DM/50 000 DM zu zahlen 
waren, nicht führen würde. 


Dr. Budier 



